
 

  

S 2 KR 3403/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 13 Abs. 4 SGB V gilt auch für

Leistungen, die vor dem 1.1.04 in
Anspruch genommen wurden. Die
Versorgung mit Zahnersatz sezt auch im
EU-Ausland voraus, dass der Zahnarzt vor
Beginn der Behandlung einen Heil- und
Kostenplan erstellt und dieser von der
Krankenkasse geprüft wird.

Normenkette SGB V §§ 13; 30 Abs. 3 und 4

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 KR 3403/02
Datum 13.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 KR 2808/03
Datum 14.09.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 13.
Mai 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Kostenerstattung einer zahnÃ¤rztlichen
Behandlung in Spanien streitig.

Der 1928 geborene, bei der Beklagten freiwillig krankenversicherte KlÃ¤ger, hÃ¤lt
sich wÃ¤hrend des Jahres zweimal fÃ¼r 6 bis 8 Wochen in seinem Ferienhaus in J./P.

                               1 / 2

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html


 

in Spanien auf. WÃ¤hrend eines solchen Spanienaufenthaltes im Sommer 2002
unterzog er sich einer zahnÃ¤rztlichen Behandlung bei Dr. K., der ihm fÃ¼r die
Anfertigung zweier Kronen der ZÃ¤hne 13 und 27 insgesamt 1.363,21 EUR in
Rechnung stellte.

Am 5. Juli 2002 reichte der KlÃ¤ger diese Rechnung wie auch seinen Allergiepass,
wonach er auf Titan, Palladium, Aluminium, Kupfer und andere Stoffe allergisch
reagiere, bei der Beklagten ein und begehrte deren Ã�bernahme.

Die Beklagte erstattete ihm daraufhin, da der KlÃ¤ger den Bonus erfÃ¼lle, 182,10
EUR (mit 65%). Hiergegen wandte sich der KlÃ¤ger mit der BegrÃ¼ndung, es habe
sich um einen klaren Notfall gehandelt und er sei auch nicht im Ausland, sondern in
einem EG-Land behandelt worden. Nach Darstellung von Dr. K. wÃ¼rde auch seine
Abrechnung den vorgegebenen Abrechnungstarifen entsprechen, so dass ihm
ungefÃ¤hr 818,- EUR erstattet werden mÃ¼ssten.

Mit Bescheid vom 23. Juli 2002 lehnte die Beklagte eine weitere Kostenerstattung
mit der BegrÃ¼ndung ab, Anspruch auf Leistungen im Krankheitsfall bestehe immer
nur nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Aufenthaltslandes. Die spanischen
Rechtsvorschriften sÃ¤hen aber keine Ã�bernahme zahnersatzÃ¤rztlicher
Behandlungen vor (Urteil des BSG vom 29.09.1997 â�� Az:
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